
1.	 Voraussetzungen für die Gaslieferung
	� Voraussetzung für die Versorgungsaufnahme mit Erdgas im Preissystem FairGas 

sind: 
	 – die betriebsbereite Erstellung des Netzanschlusses durch den Netzbetreiber,
	 – �die Verbrauchsstelle liegt im Netzgebiet der Energienetze Bayern GmbH oder 

der Energienetze Schaafheim GmbH,
	 – �die Lieferung muss zum Letztverbrauch durch den Kunden in Niederdruck  

erfolgen und
	 – �es darf zum Lieferbeginn kein wirksamer Gaslieferungsvertrag mit einem ande-

ren Lieferanten bestehen.

2.	 Startguthaben
	� Für den Fall, dass vertraglich ein Startguthaben vereinbart ist, gilt hierfür  

folgendes: 
	 – �Voraussetzung für die Zahlung des Startguthabens ist eine ununterbrochene Be-

lieferung mit Erdgas von 12 Monaten auf Grundlage dieses Vertrags.
	 – �Das Startguthaben wird nach Ablauf der 12 Belieferungsmonate in der nächsten 

Abrechnung vergütet. Sollte die Abrechnung eine Forderung zugunsten der Gas-
versorgung Unterfranken GmbH ausweisen, wird das Startguthaben mit dieser 
verrechnet. Im Fall eines Guthabens des Kunden wird der Betrag ausgezahlt. 

	 – �Eine zeitanteilige Gewährung des Startguthabens und eine Barauszahlung sind 
ausgeschlossen.

3.	� Bedarfsdeckung sowie Erweiterung und Änderung von Anlagen und  
Verbrauchsgeräten

3.1	� Der Kunde ist für die Dauer des Liefervertrages verpflichtet, seinen gesamt-
en leitungsgebundenen Gasbedarf aus den Gaslieferungen des Lieferanten zu  
decken. Ausgenommen ist die Bedarfsdeckung durch Eigenanlagen zur  
Nutzung regenerativer Energiequellen. 

3.2	� Erweiterungen und Änderungen von Kundenanlagen sowie die Verwendung zu-
sätzlicher Gasgeräte sind dem Lieferanten mitzuteilen, soweit sich dadurch preis-
liche Bemessungsgrößen ändern.

4.	 Erdgaspreis und Preisanpassung
4.1	� Der Gesamtpreis setzt sich aus dem Arbeitspreis und dem Grundpreis zusammen. 

Er enthält derzeit die Kosten des Lieferanten für die Gasbeschaffung sowie die 
Vertriebskosten, die Kosten für Messung und Messstellenbetrieb – soweit diese  
Kosten dem Lieferanten in Rechnung gestellt werden – sowie für die Abrechnung, 
die Netzentgelte, die an die Kommunen zu entrichtenden Konzessionsabgaben 
sowie die Kosten aufgrund der Einführung eines Emissionshandelssystems für 
Wärme und Verkehr auf Grundlage des Brennstoffemissionshandelsgesetzes 
(BEHG).

4.2	� Der Erdgaspreis versteht sich einschließlich der Energiesteuer und zzgl. der  
Umsatzsteuer in der jeweils geltenden Höhe (Bruttopreise). Bei Erhöhungen  
oder Absenkungen dieser Steuersätze durch den Gesetzgeber ändern sich die 
Bruttopreise entsprechend.

4.3	� Wird die Beschaffung, die Verteilung oder die Belieferung von Erdgas nach Ver-
tragsschluss mit zusätzlichen staatlichen Abgaben oder anderen hoheitlichen 
auferlegten Belastungen belegt, kann der Lieferant ihm hieraus entstehende 
Mehrkosten an den Kunden weiterberechnen. Dies gilt nicht, wenn die jeweilige 
gesetzliche Regelung einer Weiterberechnung entgegensteht. Die Weitergabe 
ist auf diejenigen Mehrkosten beschränkt, die nach der gesetzlichen Regelung 
dem einzelnen Vertragsverhältnis mit dem Kunden zugeordnet werden können. 
Entfällt im Zusammenhang mit der Belegung zusätzlicher staatlicher Abgaben 
oder hoheitlich auferlegter Belastungen eine andere staatliche Abgabe oder  
hoheitlich auferlegte Belastung, ist dieser Entfall den neu entstandenen Mehr-
kosten gemäß Satz 1 gegenzurechnen. 

4.4	� Zur Bewahrung des Gleichgewichts von Gaslieferung und Erdgaspreis wird der 
Lieferant den vom Kunden zu zahlenden Erdgaspreis der Entwicklung der unter 
4.1 aufgeführten Preisbestandteile und nach 4.3 ggf. zusätzlich vom Gesetzgeber 
eingeführten Preisbestandteile nach billigem Ermessen anpassen. Bei Kostenstei-
gerungen ist der Lieferant hiernach berechtigt, den Erdgaspreis entsprechend zu 
erhöhen, wobei Kostensenkungen bei anderen Preisbestandteilen gegenzurechnen 
sind. Kostensenkungen verpflichten den Lieferanten, den Erdgaspreis entsprechend 
zu ermäßigen, soweit diese Kostensenkungen nicht durch Kostensteigerungen bei 
anderen der preisbildenden Faktoren gemäß 4.1 und ggf. 4.3 des Vertrages ganz 
oder teilweise ausgeglichen werden. Der Lieferant wird bei Ausübung seines bil-
ligen Ermessens die jeweiligen Zeitpunkte einer Preisänderung so wählen, dass 
Kostensenkungen nicht nach für den Kunden ungünstigeren Maßstäben Rechnung 
getragen wird als Kostenerhöhungen, also Kostensenkungen mindestens im glei-
chen Umfang preiswirksam werden wie Kostenerhöhungen.

4.5	� Änderungen des Erdgaspreises sind nur zum Monatsersten möglich. Der Lieferant 
wird dem Kunden die Änderung spätestens einen Monat vor dem geplanten Wirk-
samwerden unmittelbar in Textform mitteilen. In der Preisänderungsmitteilung ist 
der Kunde auf verständliche und einfache Weise unter Hinweis auf Anlass, Vo-
raussetzungen und Umfang der Preisänderung darauf hinzuweisen, welche kon-
kreten Veränderungen bei Preisbestandteilen für die Preisänderung maßgeblich 
sind. Preisänderungen sind für den Kunden zudem unter der Internetadresse des 
Lieferanten www.gasuf.de einsehbar und werden in den Geschäftsstellen des Lie-
feranten ausgelegt.

	� Ausgenommen von vorstehender Mitteilungspflicht ist die unveränderte Weiter-
gabe von umsatzsteuerlichen Mehr- und Minderbelastungen, die sich aus einer 
gesetzlichen Änderung der geltenden Umsatzsteuersätze ergeben.

4.6	� Im Fall einer Preisänderung hat der Kunde das Recht den Vertrag ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfrist zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderung in Text-
form gegenüber dem Lieferanten zu kündigen. Auf dieses Recht wird der Kunde 
vom Lieferanten in der Preisänderungsmitteilung gesondert hingewiesen. Im Fall 
der Kündigung wird die Preisänderung gegenüber dem Kunden nicht wirksam.

	 Weitergehende Rechte des Kunden bleiben unberührt.
	� Ausgenommen von vorstehendem Kündigungsrecht ist die unveränderte Weiter-

gabe von umsatzsteuerlichen Mehr- und Minderbelastungen, die sich aus einer 
gesetzlichen Änderung der geltenden Umsatzsteuersätze ergeben.

4.7  	� Aktuelle Informationen zu Preisen und Produkten sind unter www.gasuf.de veröf-
fentlicht und erhält der Kunde telefonisch unter Telefon 0931 2794-3.

5.	 Abschlagszahlungen
5.1	� Wird der Verbrauch für mehrere Monate abgerechnet, so kann der Lieferant für 

das nach der letzten Abrechnung verbrauchte Gas eine Abschlagszahlung verlan-
gen. Diese ist anteilig für den Zeitraum der Abschlagszahlung entsprechend dem 
Verbrauch im zuletzt abgerechneten Zeitraum zu berechnen. Ist eine solche Be-
rechnung nicht möglich, so bemisst sich die Abschlagszahlung nach dem durch-
schnittlichen Verbrauch vergleichbarer Kunden. Macht der Kunde glaubhaft, dass 
sein Verbrauch erheblich geringer ist, so ist dies angemessen zu berücksichtigen. 
Eine bei Vertragsabschluss vereinbarte Abschlagszahlung wird nicht vor Beginn 
der Lieferung fällig.

5.2	� Ändern sich die Preise, so können die nach der Preisänderung anfallenden Ab-
schlagszahlungen mit dem Vomhundertsatz der Preisänderung entsprechend 
angepasst werden.

6.	 Vorauszahlungen
6.1	� Der Lieferant ist berechtigt, für den Gasverbrauch eines Abrechnungszeitraums 

Vorauszahlungen zu verlangen, wenn nach den Umständen des Einzelfalls Grund 
zu der Annahme besteht, dass der Kunde seinen Zahlungsverpflichtungen nicht 
oder nicht rechtzeitig nachkommt. Bei Verlangen einer Vorauszahlung ist der Kun-
de hierüber ausdrücklich und in verständlicher Form zu unterrichten. Hierbei sind 
mindestens der Beginn, die Höhe und die Gründe der Vorauszahlungen sowie die 
Voraussetzungen für ihren Wegfall anzugeben. 

6.2	� Die Vorauszahlung bemisst sich nach dem Verbrauch des vorhergehenden Ab-
rechnungszeitraums oder dem durchschnittlichen Verbrauch vergleichbarer Kun-
den. Macht der Kunde glaubhaft, dass sein Verbrauch erheblich geringer ist, so 
ist dies angemessen zu berücksichtigen. Erstreckt sich der Abrechnungszeitraum 
über mehrere Monate und erhebt der Lieferant Abschlagszahlungen, so kann er 
die Vorauszahlung nur in ebenso vielen Teilbeträgen verlangen. Eine bei Vertrags-
abschluss vereinbarte Vorauszahlung ist nicht vor Beginn der Lieferung fällig. Die 
Vorauszahlung ist bei der nächsten Rechnungserteilung zu verrechnen.

6.3	� Statt eine Vorauszahlung zu verlangen, kann der Lieferant beim Kunden einen 
Bargeld- oder Chipkartenzähler oder sonstige vergleichbare Vorauszahlungs-
systeme einrichten.

7.	 Sicherheitsleistung
7.1	� Ist der Kunde zur Vorauszahlung nach Ziffer 6. nicht bereit oder in der Lage, kann 

der Lieferant in angemessener Höhe Sicherheit verlangen. 
7.2	� Barsicherheiten werden zum jeweiligen Basiszinssatz nach § 247 des Bürger-

lichen Gesetzbuches verzinst. 
7.3	� Ist der Kunde in Verzug und kommt er nach erneuter Zahlungsaufforderung nicht 

unverzüglich seinen Zahlungsverpflichtungen aus dem Sondervertrag nach, so 
kann der Lieferant die Sicherheit verwerten. Hierauf ist in der Zahlungsaufforde-
rung hinzuweisen. Kursverluste beim Verkauf von Wertpapieren gehen zu Lasten 
des Kunden.

7.4	� Die Sicherheit ist unverzüglich zurückzugeben, wenn keine Vorauszahlung mehr 
verlangt werden kann.

8.	 Messeinrichtungen
8.1	� Das vom Lieferanten gelieferte Gas wird durch die Messeinrichtungen nach den 

Vorschriften des Messstellenbetriebsgesetzes festgestellt.
8.2	� Der Lieferant ist verpflichtet, auf Verlangen des Kunden jederzeit eine Nachprü-

fung der Messeinrichtungen durch eine Eichbehörde oder eine staatlich aner-
kannte Prüfstelle im Sinne des § 40 Abs. 3 des Mess- und Eichgesetzes zu ver-
anlassen. Stellt der Kunde den Antrag auf Prüfung nicht bei dem Lieferanten, so 
hat er diesen zugleich mit der Antragstellung zu benachrichtigen. Die Kosten der 
Prüfung nach Satz 1 fallen dem Lieferanten zur Last, falls die Abweichung die ge-
setzlichen Verkehrsfehlergrenzen überschreitet, sonst dem Kunden.

9.	 Zutrittsrecht
	� Der Kunde hat nach vorheriger Benachrichtigung dem mit einem Ausweis verse-

henen Beauftragten des Netzbetreibers, des Messstellenbetreibers oder des Lie-
feranten den Zutritt zu seinem Grundstück und zu seinen Räumen zu gestatten, 
soweit dies zur Ermittlung preislicher Bemessungsgrundlagen oder zur Ablesung 
der Messeinrichtungen nach Ziffer 8. erforderlich ist. Die Benachrichtigung kann 
durch Mitteilung an den Kunden oder durch Aushang an oder im jeweiligen Haus 
erfolgen. Sie muss mindestens eine Woche vor dem Betretungstermin erfolgen; 
mindestens ein Ersatztermin ist anzugeben. Der Kunde hat dafür Sorge zu tragen, 
dass die Messeinrichtungen zugänglich sind.

10.	 Verbrauchsermittlung
10.1	 Die Verbrauchsermittlung erfolgt gemäß § 40a EnWG. 
10.2	� Ändern sich innerhalb eines Abrechnungszeitraumes die verbrauchsabhängigen 

Preise, so wird der für die neuen Preise maßgebliche Verbrauch zeitanteilig be-
rechnet; jahreszeitliche Verbrauchsschwankungen sind auf der Grundlage der für 
Haushaltskunden maßgeblichen Erfahrungswerte angemessen zu berücksichtigen. 
Entsprechendes gilt bei Änderung des Umsatzsteuersatzes und erlösabhängiger 
Abgabensätze.

10.3	� Die abgenommene Erdgasmenge (Volumen) wird in Kubikmetern (m³) gemessen. 
Die Umrechnung von Kubikmetern in Kilowattstunden wird nach den Vorschriften 
des DVGW-Arbeitsblattes G 685 „Gasabrechnung“ durchgeführt. Es wird darauf 
hingewiesen, dass die Nutzenergie einer Kilowattstunde Erdgas im Vergleich zu 
einer Kilowattstunde Strom entsprechend dem Wirkungsgrad des Wärmeerzeu-
gers (z. B. Heizungskessel) kleiner ist.

11.	 Rechnungen
11.1	� Rechnungen für Energielieferungen an den Kunden erfolgen gemäß §§ 40, 40b 

und 40c EnWG.
11.2	� Die Abrechnung erfolgt einmal jährlich unentgeltlich in Papierform. Der Kunde 

kann vom Lieferanten eine monatliche, vierteljährliche oder halbjährliche Abrech-
nung in Papierform durch Erklärung in Textform verlangen. Macht der Kunde von 
seinem Wahlrecht Gebrauch, wird dem Kunden für jede zusätzliche Rechnung in 
Papierform gegenüber der jährlichen Abrechnung eine Kostenpauschale gemäß 
dem beigefügten Preisblatt berechnet.

11.3	� Die Abrechnungen und Abrechnungsinformationen erfolgen auf Wunsch des Kun-
den alle sechs Monate unentgeltlich in elektronischer Form. Auf Verlangen des 
Kunden werden Abrechnungsinformationen einmal alle drei Monate unentgeltlich 
in elektronischer Form zur Verfügung gestellt. 

12.	 Zahlung, Verzug
12.1	� Rechnungen und Abschläge werden zu dem vom Lieferanten angegebenen Zeit-

punkt, frühestens jedoch zwei Wochen nach Zugang der Zahlungsaufforderung 
fällig.

12.2	� Einwände gegen Rechnungen und Abschlagsberechnungen berechtigen gegen-
über dem Lieferanten zum Zahlungsaufschub oder zur Zahlungsverweigerung 
nur,

	 1. soweit die ernsthafte Möglichkeit eines offensichtlichen Fehlers besteht oder 
	 2. sofern  
	� a. der in einer Rechnung angegebene Verbrauch ohne ersichtlichen Grund mehr 

als doppelt so hoch wie der vergleichbare Verbrauch im vorherigen Abrech-
nungszeitraum ist und

	� b. der Kunde eine Nachprüfung der Messeinrichtung verlangt 
	� und solange durch die Nachprüfung nicht die ordnungsgemäße Funktion des 

Messgeräts festgestellt ist.
	 § 315 des Bürgerlichen Gesetzbuches bleibt hiervon unberührt. 
12.3	� Bei Zahlungsverzug des Kunden kann der Lieferant, wenn er erneut zur Zah-

lung auffordert oder den Betrag durch einen Beauftragten einziehen lässt, die 
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dadurch entstandenen Kosten für strukturell vergleichbare Fälle pauschal be-
rechnen; die pauschale Berechnung muss einfach und nachvollziehbar sein. 
Die Pauschale darf die nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden  
Kosten nicht übersteigen. Auf Verlangen des Kunden ist die Berechnungsgrund-
lage nachzuweisen. Dem Kunden ist zudem der Nachweis gestattet, solche 
Kosten seien nicht entstanden oder wesentlich geringer als die Höhe der Pau-
schale.

12.4	� Gegen Ansprüche des Lieferanten kann vom Kunden nur mit unbestrittenen oder 
rechtskräftig festgestellten Gegenansprüchen aufgerechnet werden.

13.	 Berechnungsfehler
13.1	� Ergibt eine Prüfung der Messeinrichtungen eine Überschreitung der Verkehrs-

fehlergrenzen oder werden Fehler in der Ermittlung des Rechnungsbetrages fest-
gestellt, so ist die Überzahlung vom Lieferant zu zahlen oder der Fehlbetrag vom 
Kunden nachzuentrichten. Ist die Größe des Fehlers nicht einwandfrei festzustellen 
oder zeigt eine Messeinrichtung nicht an, so ermittelt der Lieferant den Verbrauch 
für die Zeit seit der letzten fehlerfreien Ablesung aus dem Durchschnittsverbrauch 
des ihr vorhergehenden und des der Feststellung des Fehlers nachfolgenden Ab-
lesezeitraums oder aufgrund des vorjährigen Verbrauchs durch Schätzung; die tat-
sächlichen Verhältnisse sind angemessen zu berücksichtigen. Bei Berechnungs-
fehlern aufgrund einer nicht ordnungsgemäßen Funktion einer Messeinrichtung ist 
der vom Messstellenbetreiber ermittelte und dem Kunden mitgeteilte korrigierte 
Verbrauch der Nachberechnung zugrunde zu legen.

13.2	� Ansprüche nach Ziffer 13.1 sind auf den der Feststellung des Fehlers vorherge-
henden Ablesezeitraums beschränkt, es sei denn, die Auswirkung des Fehlers 
kann über einen größeren Zeitraum festgestellt werden; in diesem Fall ist der An-
spruch auf längstens drei Jahre beschränkt.

14.	 Unterbrechung der Versorgung
14.1	� Der Lieferant ist berechtigt, die Belieferung ohne vorherige Androhung durch den 

Netzbetreiber unterbrechen zu lassen, wenn der Kunde diesem Vertrag in nicht 
unerheblichen Maße zuwiderhandelt und die Unterbrechung erforderlich ist, um 
den Gebrauch von Gas unter Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbringung der 
Messeinrichtungen zu verhindern.

14.2	� Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei der Nichterfüllung einer 
Zahlungsverpflichtung trotz Mahnung, ist der Lieferant berechtigt, die Versor-
gung vier Wochen nach Androhung unterbrechen zu lassen und den zuständi-
gen Netzbetreiber nach § 24 Abs. 3 der Niederdruckanschlussverordnung mit 
der Unterbrechung der Versorgung zu beauftragen. Dies gilt nicht, wenn die 
Folgen der Unterbrechung außer Verhältnis zur Schwere der Zuwiderhandlung 
stehen oder der Kunde darlegt, dass hinreichende Aussicht besteht, dass er 
seinen Verpflichtungen nachkommt. Die Verhältnismäßigkeit ist insbesondere 
dann nicht gewahrt, wenn infolge der Unterbrechung eine konkrete Gefahr für 
Leib oder Leben der dadurch Betroffenen zu besorgen ist. Der Lieferant kann mit 
der Mahnung zugleich die Unterbrechung der Versorgung androhen, sofern dies 
nicht außer Verhältnis zur Schwere der Zuwiderhandlung steht. Der Lieferant 
hat den Kunden mit der Androhung der Unterbrechung über die Möglichkeit zu 
informieren, Gründe für eine Unverhältnismäßigkeit der Unterbrechung, insbe-
sondere eine Gefahr für Leib und Leben, in Textform vorzutragen. Wegen Zah-
lungsverzuges darf der Lieferant eine Unterbrechung unter den in den Sätzen 1 
bis 4 genannten Voraussetzungen nur durchführen lassen, wenn der Kunde nach 
Abzug etwaiger Anzahlungen in Verzug ist mit Zahlungsverpflichtungen in Höhe 
des Doppelten der rechnerisch auf den laufenden Kalendermonat entfallenden 
Abschlags- oder Vorauszahlung oder, für den Fall, dass keine Abschlags- oder 
Vorauszahlungen zu entrichten sind, mit mindestens einem Sechstel des voraus-
sichtlichen Betrages der Jahresrechnung. Dabei muss der Zahlungsverzug des 
Kunden mindestens 100 Euro betragen. Bei der Berechnung der Höhe des Be-
trages nach Sätze 6 und 7 bleiben diejenigen nicht titulierten Forderungen außer 
Betracht, die der Kunde form- und fristgerecht sowie schlüssig begründet bean-
standet hat. Ferner bleiben diejenigen Rückstände außer Betracht, die wegen 
einer Vereinbarung zwischen Lieferant und Kunde noch nicht fällig sind oder die 
aus einer streitigen und noch nicht rechtskräftig entschiedenen Preiserhöhung 
des Lieferanten resultieren.

14.3	� Der Lieferant wird dem Kunden mit der Androhung deutlich und leicht verständ-
lich über Möglichkeiten zur Vermeidung der Versorgungsunterbrechung infor-
mieren, die für den Haushaltskunden keine Mehrkosten verursachen und die 
Konsequenzen aufzeigen. Dazu können gehören Hilfsangebote zur Abwendung 
einer Versorgungsunterbrechung wegen Nichtzahlung, Vorauszahlungssysteme, 
Informationen zu Energieaudits, Informationen zu Energieberatungsdiensten, al-
ternative Zahlungspläne verbunden mit einer Stundungsvereinbarung, Hinweis 
auf staatliche Unterstützungsmöglichkeiten der sozialen Mindestsicherung oder 
eine Schuldnerberatung.

14.4	� Der Beginn der Unterbrechung der Versorgung ist dem Kunden acht Werktage im 
Voraus anzukündigen. 

14.5	� Der Lieferant wird in einer Unterbrechungsandrohung im Sinne der Ziffer 14.2 
und in einer Ankündigung des Unterbrechungsbeginns nach Ziffer 14.4 klar und 
verständlich sowie in hervorgehobener Weise auf den Grund der Unterbrechung 
sowie darauf hinweisen, welche voraussichtlichen Kosten dem Kunden infolge 
einer Unterbrechung nach Ziffer 14.2 und infolge einer nachfolgenden Wiederher-
stellung nach Ziffer 14.6 in Rechnung gestellt werden können.

14.6	� Der Lieferant hat die Versorgung unverzüglich wiederherstellen zu lassen,  
sobald die Gründe für die Unterbrechung entfallen sind und der Kunde die  
Kosten der Unterbrechung und Wiederherstellung der Belieferung ersetzt hat. 
Die Kosten können für strukturell vergleichbare Fälle pauschal berechnet wer-
den; die pauschale Berechnung muss einfach und nachvollziehbar sein. Die 
Pauschale darf die nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden  
Kosten nicht übersteigen. Auf Verlangen des Kunden ist die Berechnungs-
grundlage nachzuweisen. Der Nachweis geringerer Kosten ist dem Kunden zu  
gestatten. 

15.	 Vertragsstrafe
15.1	� Verbraucht der Kunde Gas unter Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbringung 

der Messeinrichtungen oder nach Unterbrechung der Gasversorgung, so ist der 
Lieferant berechtigt, eine Vertragsstrafe zu verlangen. Diese ist für die Dauer des 
unbefugten Gebrauchs, längstens aber für sechs Monate, auf der Grundlage einer 
täglichen Nutzung der unbefugt verwendeten Geräte bis zu zehn Stunden nach 
dem für den Kunden geltenden Preis zu berechnen. 

15.2	� Eine Vertragsstrafe kann auch verlangt werden, wenn der Kunde vorsätzlich oder 
grob fahrlässig die Verpflichtung verletzt, die zur Preisbildung erforderlichen An-
gaben zu machen. Die Vertragsstrafe beträgt das Zweifache des Betrages, den 
der Kunde bei Erfüllung einer Verpflichtung nach dem für ihn geltenden Preis zu-
sätzlich zu zahlen gehabt hätte. Sie darf längstens für einen Zeitraum von sechs 
Monaten verlangt werden.

15.3	� Ist die Dauer des unbefugten Gebrauchs oder der Beginn der Mitteilungspflicht 
nicht festzustellen, so kann die Vertragsstrafe in entsprechender Anwendung der 
Ziffer 15.1 und 15.2 über einen geschätzten Zeitraum, der längstens sechs Monate 
betragen darf, erhoben werden.

16.	 Haftung
16.1	� Bei einer Unterbrechung oder bei Unregelmäßigkeit in der Gasversorgung ist, 

soweit es sich um Folgen einer Störung des Netzbetriebs handelt, der Lieferant 

von der Leistungspflicht befreit. Ansprüche wegen solchen Versorgungsstörungen 
können gegen den Netzbetreiber geltend gemacht werden. Dies gilt nicht, soweit 
die Unterbrechung auf nicht berechtigten Maßnahmen des Lieferanten nach Ziffer 
14 beruht. Der Lieferant ist verpflichtet, seinen Kunden auf Verlangen unverzüglich 
über die mit der Schadensverursachung durch den Netzbetreiber zusammenhän-
genden Tatsachen insoweit Auskunft zu geben, als sie ihm bekannt sind oder von 
ihm in zumutbarer Weise aufgeklärt werden können.

16.2	� Bei in sonstiger Weise verursachten Schäden haftet der Lieferant bei Vorsatz und 
grober Fahrlässigkeit, auch seiner Erfüllungsgehilfen, nach den gesetzlichen Be-
stimmungen. Das gleiche gilt bei fahrlässig verursachten Schäden aus der Verlet-
zung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit. Bei fahrlässig verursachten 
Sach- und Vermögensschäden haftet der Lieferant und seine Erfüllungsgehilfen 
nur bei der Verletzung einer wesentlichen Vertragspflicht, jedoch der Höhe nach 
beschränkt auf die bei Vertragsschluss vorhersehbaren und vertragstypischen 
Schäden. Wesentliche Vertragspflichten sind solche, deren Erfüllung den Vertrag 
prägt und auf die der Kunde vertrauen darf.

16.3	� Im Übrigen bleiben die gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere des Pro-
dukthaftungsgesetzes, unberührt.

17.	 Lieferantenwechsel und Wartungsdienste
17.1	� Der Lieferant darf keine gesonderten Entgelte für den Fall einer Kündigung des 

Vertrags, insbesondere wegen eines Wechsels des Lieferanten, verlangen. Der 
Lieferant wird einen Versorgerwechsel zügig ermöglichen. 

17.2	� Aktuelle Informationen zu Wartungsdiensten und -entgelten sind beim örtlichen 
Netzbetreiber erhältlich.

18.	 Verbraucherbeschwerden, Verbraucherschlichtungsstelle
18.1	� Der Kunde ist berechtigt, sich jederzeit mit seinen Beanstandungen, insbeson-

dere zum Vertragsabschluss oder zur Qualität von Leistungen des Lieferanten, 
die den Anschluss an das Versorgungsnetz, die Belieferung mit Energie sowie 
die Messung der Energie betreffen, an die Beschwerdestelle der Gasversorgung 
Unterfranken GmbH – Verbraucherservice, Nürnberger Str. 125, 97076 Würzburg, 
Telefon 0931 2794-3, E-Mail verbraucherservice@gasuf.de zu wenden.

18.2	� Ist der Kunde Verbraucher im Sinne des § 13 Bürgerliches Gesetzbuch, werden 
seine Beanstandungen (Verbraucherbeschwerden) innerhalb einer Frist von vier 
Wochen ab Zugang beantwortet. Wird der Verbraucherbeschwerde durch den 
Lieferanten nicht abgeholfen, hat dieser die Gründe schriftlich oder elektronisch 
darzulegen unter Hinweis auf das Schlichtungsverfahren nach § 111b Energiewirt-
schaftsgesetz.

18.3	� Im Falle einer Verbraucherbeschwerde über den Anschluss an das Versorgungs-
netz, die Belieferung mit Energie sowie die Messung der Energie kann zur Beile-
gung von Streitigkeiten die Schlichtungsstelle Energie e.V., Friedrichstraße 133, 
10117 Berlin, Telefon: 030/27572400, E-Mail: info@schlichtungsstelle-energie.de  
angerufen werden. Der Antrag Kunden auf Einleitung des Schlichtungsverfahrens 
ist nur zulässig, wenn der Lieferant der Verbraucherbeschwerde nicht abgeholfen 
hat. Der Lieferant ist zur Teilnahme am Schlichtungsverfahren verpflichtet. Das 
Recht der Beteiligten, die Gerichte anzurufen oder ein anderes Verfahren nach 
dem EnWG zu beantragen, bleibt unberührt.

18.4	� Die Europäische Kommission stellt eine Plattform zur Online-Streitbeilegung be-
reit, die Sie unter www.ec.europa.eu/consumers/odr finden. Verbraucher haben 
die Möglichkeit, diese Plattform für die Beilegung ihrer Streitigkeiten aus Online-
Kaufverträgen oder Online-Dienstleistungsverträgen zu nutzen.

18.5	� Auskünfte zu Verbraucherrechten erteilt der Verbraucherservice der Bundes-
netzagentur für den Bereich Elektrizität und Gas. Anschrift und Kontaktdaten 
lauten wie folgt: Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, 
Post und Eisenbahnen, Verbraucherservice, Postfach 8001, 53105 Bonn, Telefon: 
030/22480-500, Telefax: 030/22480-323.

19.	 Datenschutz
	� Die im Zusammenhang mit diesem Vertragsverhältnis stehenden Daten werden 

vom Lieferanten gemäß beigefügter Datenschutzerklärung gespeichert, verarbei-
tet und gegebenenfalls übermittelt.

20.	 Änderungen der Allgemeinen Geschäftsbedingungen
20.1	� Änderungen dieser Allgemeinen Geschäftsbedingungen bedürfen zu ihrer Wirk-

samkeit einer Zustimmung des Kunden. Sie werden dem Kunden spätestens 
sechs Wochen vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in 
Textform angeboten.

20.2	� Der Lieferant wird dem Kunden eine Änderung dieser Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen anbieten, wenn die Bedingungen dieses Vertrages durch eine 
Gesetzesänderung unwirksam werden oder die Bedingungen dieses Vertrages 
durch eine gerichtliche Entscheidung unwirksam geworden sind oder voraus-
sichtlich unwirksam werden oder die rechtliche oder tatsächliche Situation sich 
ändert und der Kunde bzw. der Lieferant diese Veränderung bei Abschluss des 
Vertrages nicht vorhersehen konnte und dies zu einer Lücke im Vertrag führt oder 
die Ausgewogenheit des Vertragsgefüges dadurch nicht unerheblich gestört wird. 
Ein Angebot auf Änderung der Allgemeinen Geschäftsbedingungen durch den 
Lieferanten wird jedoch nur erfolgen, wenn gesetzliche Bestimmungen die Aus-
gewogenheit des Vertragsgefüges nicht wiederherstellen oder die entstandene 
Lücke nicht füllen.

20.3	� Die Zustimmung des Kunden nach Ziffer 20.1 und 20.2 gilt als erteilt, wenn er der 
Änderung nicht bis zum vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Än-
derung in Textform widerspricht. Zur Fristwahrung genügt die rechtzeitige Absen-
dung des Widerspruchs. Darüber hinaus kann der Kunde bei einer Änderung der 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen nach diesem Absatz den Erdgasliefervertrag 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen. Auf die Wirkung eines ausblei-
benden Widerspruchs sowie das bestehende Kündigungsrecht wird der Lieferant 
den Kunden in seiner brieflichen Mitteilung besonders hinweisen.

20.4	� Stimmt der Kunde der ihm nach Ziffer 20.1 und 20.2 angebotenen Änderung der 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen nicht zu oder widerspricht der Kunde der 
angebotenen Änderung nach Ziffer 20.3 form- und fristgemäß, werden die ihm 
angebotenen Änderungen nicht wirksam.

20.5	� Die vorstehenden Regelungen zu Ziffer 20.1 bis 20.4 gelten nicht für Änderungen 
der vereinbarten Hauptleistungspflichten einschließlich der Preise, für die Lauf-
zeit des Vertrages und die Regelungen zur Kündigung.

21.	 Schlussbestimmungen
21.1	� Hinweis: Steuerbegünstigtes Energieerzeugnis! Darf nicht als Kraftstoff verwen-

det werden, es sei denn, eine solche Verwendung ist nach dem Energiesteuer-
gesetz oder der Energiesteuer-Durchführungsverordnung zulässig. Jede andere 
Verwendung als Kraftstoff hat steuer- und strafrechtliche Folgen! In Zweifelsfällen 
wenden Sie sich bitte an Ihr zuständiges Hauptzollamt.

21.2	� Mündliche Vereinbarungen sind nicht getroffen. Änderungen oder Ergänzungen 
des Vertrages bedürfen der Textform.

21.3	� Soweit der Kunde Kaufmann im Sinne des Handelsgesetzbuches, eine juris- 
tische Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sonderver-
mögen ist, ist Gerichtsstand Würzburg. Das gleiche gilt, wenn der Kunde keinen 
allgemeinen Gerichtsstand im Inland hat.

Stand: 02/2022




